
Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen,

Vorbemerkung

Mit dem Referentenentwurf zum Ersten Kinder- und 
Jugendhilfestrukturreformgesetz (1. KJHSRG) legt 
die Bundesregierung einen Gesetzentwurf vor, der 
die Kinder- und Jugendhilfe in wesentlichen Berei-
chen weiterentwickeln soll. Ziel ist es, die Leistungen 
des SGB VIII stärker präventiv, inklusiv, sozialräum-
lich und wirkungsorientiert auszurichten. Gleichzei-
tig sollen die Zusammenarbeit der unterschiedlichen 
Sozialleistungssysteme verbessert sowie Planungs- 
und Steuerungsinstrumente weiterentwickelt wer-
den.

Der Entwurf reagiert auf tiefgreifende gesellschaftli-
che Veränderungen. Hierzu zählen insbesondere der 
Fachkräftemangel, steigende psychische Belastun-
gen junger Menschen, wachsende Anforderungen 
an Inklusion und Teilhabe, zunehmende soziale Un-
gleichheiten sowie die Erkenntnis, dass Hilfen mög-
lichst frühzeitig, wohnortnah und gut miteinander 
vernetzt erbracht werden sollten. Gegenüber frü-
heren Arbeitsständen stärkt der Referentenentwurf 
zugleich die Orientierung am individuellen Bedarf 
junger Menschen und hält ausdrücklich an den indi-
viduellen Rechtsansprüchen fest.

Aus Sicht des Evangelischen Erziehungsverbandes 
e.V. (erev) greift der Referentenentwurf zahlreiche 
fachliche Entwicklungen auf, die seit vielen Jahren 
diskutiert werden. Besonders hervorzuheben sind die 
Stärkung präventiver Angebote, die stärkere Sozial-
raumorientierung, die Weiterentwicklung der inklu-
siven Kinder- und Jugendhilfe sowie die Verbesse-
rung der Kooperation zwischen den verschiedenen 
Leistungssystemen.

Gleichzeitig verändert der Gesetzentwurf die Steue-
rungslogik der Kinder- und Jugendhilfe. Künftig sol-
len individuelle Hilfen stärker mit sozialräumlichen 
Infrastrukturangeboten verzahnt werden. Diese Ent-
wicklung eröffnet neue Chancen, wirft aber zugleich 
grundlegende fachliche und finanzielle Fragen auf.

Der erev unterstützt die Zielrichtung des Gesetz-
entwurfs ausdrücklich. Sein Erfolg wird jedoch ent-
scheidend davon abhängen, ob die neuen fachlichen 
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Anforderungen mit einer verlässlichen Finanzierung 
verbunden werden. Neue Aufgaben können nicht in-
nerhalb unveränderter Finanzierungsstrukturen be-
wältigt werden.

Dieses Informationspapier informiert über die we-
sentlichen Änderungen des Referentenentwurfs und 
ordnet sie aus Sicht des erev ein. Es soll den Mit-
gliedseinrichtungen eine erste Orientierung für die 
weitere fachliche und politische Diskussion geben.

1. Verantwortungsgemeinschaft stärken 

Was ist vorgesehen?
Der Referentenentwurf bekräftigt die partnerschaft-
liche Zusammenarbeit zwischen öffentlichen und 
freien Trägern als tragendes Strukturprinzip der 
Kinder- und Jugendhilfe. Gleichzeitig gewinnen Ko-
operation, Netzwerkarbeit und die gemeinsame Ver-
antwortung für Prävention, Inklusion und Qualitäts-
entwicklung weiter an Bedeutung.

Bedeutung für die Praxis

Die Anforderungen an die Zusammenarbeit werden 
weiter steigen. Freie Träger werden künftig noch 
stärker in sozialräumliche Netzwerke, inklusive An-
gebotsentwicklung sowie regionale Planungspro-
zesse eingebunden sein. Neben der unmittelbaren 
Leistungserbringung gewinnen Koordination, Ko-
operation und Qualitätsentwicklung weiter an Be-
deutung.

Bewertung des erev

Der erev begrüßt die Stärkung der Verantwortungs-
gemeinschaft ausdrücklich.

Diese Verantwortungsgemeinschaft darf sich jedoch 
nicht auf gemeinsame fachliche Ziele beschränken. 
Sie muss sich ebenso in einer verlässlichen Finan-
zierung widerspiegeln. Freie Träger übernehmen 
Verantwortung für Innovation, Qualität, Krisenre-
aktionsfähigkeit und Fachkräfteentwicklung. Diese 
Leistungen benötigen dauerhaft tragfähige wirt-
schaftliche Rahmenbedingungen.
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Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Kolleginnen und Kollegen,

Ausgangssituation
In unserem Rundschreiben 1/2019 haben wir Sie auf 
den aktuellen Prozess im Kontext der Weiterentwick-
lung der Kinder- und Jugendhilfe Mitreden – Mitge-
stalten hingewiesen. 
 Im Rahmen des Prozesses der Arbeitsgruppe wurden 
bisher folgende Themen bearbeitet:
• Wirksamer Kinderschutz und mehr Kooperation
• Unterbringung junger Menschen außerhalb der 

eigenen Familie 

Als Parallelprozess wurde eine wissenschaftliche 
Erhebung zum Thema hochproblematische Kinder-
schutzverläufe: Betroffenen eine Stimme geben in-
itiiert. 

1. Wirksamer Kinderschutz  
und mehr Kooperation  

In der Diskussion zum Thema Kinderschutz und mehr 
Kooperation wurden unter anderem folgende Berei-
che diskutiert:
• Heimaufsicht,
• Kooperation von Kinder-, Jugendhilfe und Ge-

sundheitswesen, 
• Schnittstelle Justiz, 
• Beteiligung, 
• Auslandsmaßnahmen und die Anmerkungen aus 

dem öffentlichen Forum.

Beispielhaft werden wesentliche Punkte aus der 
Diskussion zu diesem Schwerpunkt im Folgenden 
dargestellt. Diese spiegeln nicht die Ergebnisse der 
Arbeitsgruppe, sondern die wesentlichen Diskussions-
stränge wider. 

• Die Weitergabe von Informationen im Kontext 
familienrechtlicher Verfahren muss eine Passung 
zu den schutzbedürftigen Daten der jungen Men-
schen und Familien aufweisen. 

• Auslandsmaßnahmen sind unter der Perspektive 
geeignet und notwendig zu betrachten und nicht 
als letztes »pädagogisches Mittel«.

• Die Definition von »Zuverlässigkeit des Trägers« 
im Kontext der Diskussion zum Thema Heimauf-
sicht ist zu präzisieren und genauer zu fassen.

• Die »Trägerautonomie beim Liquiditätsnachweis« 
ist zu beachten.

• Die Ombudsstellen sind unabhängig und regelhaft 
zu finanzieren. 

• Der Einrichtungsbegriff sollte familienanaloge 
Wohnformen umfassen.

• Grundsätzlich gilt, dass formalisierte Meldever-
fahren im Rahmen des Kinder schutzes die Gefahr 
der Verantwortungsdelegation mit sich bringen.

• Schutzkonzepte für junge Menschen in Gemein-
schaftsunterkünften sind notwendig.

• Überstandardisierungen im Rahmen der Diskus-
sion zum Kinderschutz bringen die Gefahr der 
fehlenden passenden Hilfen mit sich.

• Junge Volljährige sind oft dem Verschiebebahnhof 
zwischen dem SGB VIII und dem SGB XII ausge-
setzt. 

• Der Begriff der Mitwirkungsbereitschaft ist zu 
streichen und hierbei die inklusive Umgestaltung 
der Maßnahmen zu berücksichtigen.

2. Unterbringung außerhalb der eigenen Familie: 
Kindesinteressen wahren – Eltern unterstützen 
– Familien stärken

Im Rahmen der Diskussion wurden folgende Punkte 
• Beteiligung, Beratung und Unterstützung der El-

tern,
• Schutz kindlicher Bindung bei Hilfen außerhalb 

der eigenen Familie, 
• Unterstützung bei Verselbstständigung und Über-

gangsgestaltung  
• Beratung und Unterstützung der Pflegeeltern, 
• Heimerziehung und Inobhutnahmen 
erörtert.

In der Diskussion wurde deutlich, dass aus empiri-
scher Sicht vieles bekannt ist, aber sich die Kennt-
nisnahme von diesen Untersuchungen zum Teil noch 
unzureichend gestaltet. Im Rahmen der Diskussion zu 
Standards im Kontext der Elternarbeit können diese 
der Beziehungsqualität der Arbeit entgegenstehen, 
wenn der Rahmen zu eng gesteckt ist. Die Grenzen 
der Elternarbeit bei fehlenden Möglichkeiten der 
leiblichen Bezugsperson müssen Berücksichtigung 
finden. Die geteilte Zuständigkeit – insbesondere 
bei behinderten Kindern – sollte abgebaut werden, 
damit eine Nachbetreuung auch mit längerfristiger 
Perspektive erfolgen kann. Die Rückführung ist nicht 
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2.	Sozialräumliche Infrastruktur und Hilfen 
zur Erziehung (§§ 27 ff. SGB VIII-E)

Was ist vorgesehen?

Ein zentrales Anliegen des Referentenentwurfs be-
steht darin, die Kinder- und Jugendhilfe stärker sozi-
alräumlich auszurichten. Präventive Infrastrukturan-
gebote sollen ausgebaut und künftig stärker mit den 
individuellen Hilfen zur Erziehung verzahnt werden. 
Unterstützung soll möglichst frühzeitig, niedrig-
schwellig und wohnortnah erfolgen.

Der Gesetzentwurf verfolgt damit das Ziel, die Steu-
erungslogik zu erweitern: Neben der individuellen 
Hilfe gewinnen sozialräumliche Angebote als eigen-
ständiger Bestandteil der Kinder- und Jugendhilfe 
deutlich an Bedeutung.

Bedeutung für die Praxis

Für Einrichtungen bedeutet dies eine stärkere Ver-
netzung mit Schulen, Familienzentren, Beratungs-
stellen, Gesundheitswesen, Vereinen und weiteren 
Akteurinnen und Akteuren im Sozialraum. Koopera-
tion und Netzwerkarbeit werden künftig noch stär-
ker zum festen Bestandteil professioneller Kinder- 
und Jugendhilfe.

Gleichzeitig steigen die Anforderungen an Jugend-
hilfeplanung, Hilfeplanung und Angebotsentwick-
lung erheblich.

Bewertung des erev

Der erev begrüßt die stärkere Sozialraumorientie-
rung ausdrücklich.

Sozialräumliche Angebote können Familien frühzei-
tig unterstützen, Teilhabe fördern und individuelle 
Hilfen sinnvoll ergänzen.

Sie dürfen jedoch nicht dazu führen, dass individuel-
le Rechtsansprüche eingeschränkt oder notwendige 
Hilfen zur Erziehung durch kostengünstigere Infra-
strukturangebote ersetzt werden.

Prävention und individuelle Hilfen sind keine Gegen-
sätze. Beide verfolgen unterschiedliche Aufgaben 
und müssen sich gegenseitig ergänzen.

3.	Jugendsozialarbeit stärken (§ 13 sowie 
§ 27 Abs. 5 und § 36 Abs. 2 SGB VIII-E)

Was ist vorgesehen?

Der Referentenentwurf stärkt die Jugendsozialarbeit 
und ihre Verzahnung mit Schule, Arbeitsförderung 
und weiteren Unterstützungssystemen. Ziel ist es, 
jungen Menschen mit besonderem Unterstützungs-
bedarf bessere Bildungs- und Teilhabechancen zu 
eröffnen und Übergänge in Ausbildung und Beruf 
erfolgreicher zu gestalten. Darüber hinaus wird die 
Jugendsozialarbeit im Rahmen der Hilfeplanung 
stärker berücksichtigt. Sind Angebote der Jugend-
sozialarbeit zur Deckung des individuellen Bedarfs 
gleichermaßen oder besser geeignet, sollen sie bei 
der Auswahl der Hilfe vorrangig einbezogen werden.

Bedeutung für die Praxis

Die Zusammenarbeit zwischen Jugendhilfe, Schu-
len, Jobcentern, Agenturen für Arbeit und weiteren 
Akteurinnen und Akteuren wird weiter an Bedeu-
tung gewinnen. Einrichtungen werden künftig noch 
stärker in regionale Unterstützungsnetzwerke ein-
gebunden sein. Hierfür sind verbindliche Koopera-
tionsstrukturen sowie ausreichende personelle Res-
sourcen erforderlich.

Bewertung des erev

Der EREV begrüßt die Stärkung der Jugendsozial-
arbeit ausdrücklich. Bildung, soziale Teilhabe und 
berufliche Integration gelingen nur im Zusammen-
wirken unterschiedlicher Systeme. Kooperation darf 
jedoch nicht als zusätzliche Aufgabe neben der ei-
gentlichen pädagogischen Arbeit verstanden werden. 
Netzwerkarbeit und Koordination sind eigenständige 
fachliche Leistungen und müssen entsprechend re-
finanziert werden.

4.	Bildungsassistenz – ein neues 
Leistungsangebot (§ 27 Abs. 6; § 35b und 
§ 80a SGB VIII-E)

Was ist vorgesehen?

Mit der Bildungsassistenz wird ein neues Leistungs-
angebot eingeführt. Ziel ist es, Kinder und Jugendli-
che mit Unterstützungsbedarf im schulischen Alltag 
besser zu begleiten und Bildungsbarrieren abzu-
bauen. Die Bildungsassistenz soll dazu beitragen, 
die Teilhabe am schulischen Leben zu verbessern 
und den Bildungserfolg zu unterstützen. Der Refe-
rentenentwurf unterscheidet dabei zwischen einer 
individuellen Bildungsassistenz als Rechtsanspruch 
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im Einzelfall (§ 35b SGB VIII-E) und dem Ausbau 
infrastruktureller Bildungsassistenz im Rahmen der 
Jugendhilfeplanung (§ 80a SGB VIII-E). Diese infra-
strukturelle Bildungsassistenz begründet keinen in-
dividuellen Rechtsanspruch. Ergänzend wird in § 27 
Abs. 6 SGB VIII-E klargestellt, dass Bildungsassistenz 
auch im Rahmen einer Hilfe zur Erziehung erbracht 
werden kann.

Bedeutung für die Praxis

Die Einführung der Bildungsassistenz eröffnet neue 
Möglichkeiten einer engen Zusammenarbeit zwi-
schen Jugendhilfe und Schule. Gleichzeitig müssen 
Aufgaben, Zuständigkeiten und Verantwortlichkei-
ten eindeutig geregelt werden. Für freie Träger ent-
stehen neue Tätigkeitsfelder, aber auch zusätzliche 
Anforderungen an Qualifizierung und Kooperation.

Bewertung des erev

Der erev begrüßt die Einführung der Bildungsassis-
tenz als wichtigen Beitrag zu mehr Chancengerech-
tigkeit.

Entscheidend ist jedoch, dass die Bildungsassistenz 
die pädagogische Verantwortung der Schule ergänzt 
und nicht ersetzt. Ebenso muss ausgeschlossen wer-
den, dass Aufgaben der Schule auf die Kinder- und 
Jugendhilfe verlagert werden, ohne dass hierfür eine 
entsprechende Finanzierung erfolgt. Ebenso bedarf 
es klarer Zuständigkeitsregelungen zwischen Schule, 
Jugendhilfe und weiteren Leistungsträgern. 

5.	Eingliederungshilfe und inklusive Kinder- 
und Jugendhilfe (§ 35a-c SGB VIII-E)

Was ist vorgesehen?

Der Referentenentwurf entwickelt die Leistungen 
für junge Menschen mit Behinderungen weiter und 
bereitet die schrittweise Umsetzung der inklusiven 
Kinder- und Jugendhilfe vor. Leistungen sollen künf-
tig stärker an den individuellen Lebenslagen junger 
Menschen ausgerichtet und besser mit anderen Un-
terstützungssystemen verzahnt werden. Der Entwurf 
verlangt das Zusammenwirken geeigneter Fachkräf-
te bei der Eignungsprüfung.

Bedeutung für die Praxis

Die Anforderungen an Einrichtungen und Dienste 
der Kinder- und Jugendhilfe werden weiter steigen. 
Inklusive Pädagogik, interdisziplinäre Zusammenar-
beit und gemeinsame Hilfeplanung gewinnen erheb-
lich an Bedeutung. Gleichzeitig sind Investitionen in 

Qualifizierung, Organisationsentwicklung und barri-
erefreie Angebotsstrukturen erforderlich.

Bewertung des erev

Der erev unterstützt den Weg zu einer inklusiven 
Kinder- und Jugendhilfe ausdrücklich.

Inklusion ist jedoch weit mehr als eine organisatori-
sche Zuständigkeitsreform. Sie verändert die fachli-
che Arbeit in den Einrichtungen grundlegend und er-
fordert erhebliche Investitionen. Diese dürfen nicht 
zulasten bestehender Leistungen finanziert werden.

6.	Hilfeplanung – das Herzstück der Reform 
(§ 36 SGB VIII-E)

Was ist vorgesehen?

Die Hilfeplanung wird weiterentwickelt und soll 
künftig individuelle Hilfen, präventive Angebote so-
wie sozialräumliche Infrastruktur stärker miteinan-
der verbinden. Dabei sollen alle geeigneten Unter-
stützungsangebote in den Blick genommen werden.

Bedeutung für die Praxis

Die Hilfeplanung wird anspruchsvoller. Fachkräfte 
müssen künftig nicht nur individuelle Hilfen beurtei-
len, sondern auch sozialräumliche Ressourcen, prä-
ventive Angebote und Leistungen anderer Systeme 
in ihre Entscheidungen einbeziehen. Dies erhöht den 
Abstimmungsbedarf und stellt hohe Anforderungen 
an die fachliche Kompetenz aller Beteiligten.

Bewertung des erev

Der erev begrüßt eine Hilfeplanung, die unterschied-
liche Unterstützungsangebote sinnvoll miteinander 
verbindet.

Entscheidend bleibt jedoch, dass die Hilfeplanung 
ein fachliches Verfahren ist. Maßstab jeder Entschei-
dung muss weiterhin ausschließlich der individuelle 
Bedarf des jungen Menschen sein. Hilfeplanung darf 
nicht zu einem Instrument werden, mit dem aus fi-
nanziellen Gründen auf notwendige individuelle Hil-
fen verzichtet wird.

Darüber hinaus benötigt eine qualitativ hochwertige 
Hilfeplanung ausreichend Zeit, qualifiziertes Perso-
nal sowie eine angemessene personelle Ausstattung 
der Jugendämter. Nur unter diesen Voraussetzungen 
kann sie ihrer zentralen Funktion für eine bedarfsge-
rechte Kinder- und Jugendhilfe gerecht werden.
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im Kontext der Diskussion zum Thema Heimauf-
sicht ist zu präzisieren und genauer zu fassen.

• Die »Trägerautonomie beim Liquiditätsnachweis« 
ist zu beachten.

• Die Ombudsstellen sind unabhängig und regelhaft 
zu finanzieren. 

• Der Einrichtungsbegriff sollte familienanaloge 
Wohnformen umfassen.

• Grundsätzlich gilt, dass formalisierte Meldever-
fahren im Rahmen des Kinder schutzes die Gefahr 
der Verantwortungsdelegation mit sich bringen.

• Schutzkonzepte für junge Menschen in Gemein-
schaftsunterkünften sind notwendig.

• Überstandardisierungen im Rahmen der Diskus-
sion zum Kinderschutz bringen die Gefahr der 
fehlenden passenden Hilfen mit sich.

• Junge Volljährige sind oft dem Verschiebebahnhof 
zwischen dem SGB VIII und dem SGB XII ausge-
setzt. 

• Der Begriff der Mitwirkungsbereitschaft ist zu 
streichen und hierbei die inklusive Umgestaltung 
der Maßnahmen zu berücksichtigen.

2. Unterbringung außerhalb der eigenen Familie: 
Kindesinteressen wahren – Eltern unterstützen 
– Familien stärken

Im Rahmen der Diskussion wurden folgende Punkte 
• Beteiligung, Beratung und Unterstützung der El-

tern,
• Schutz kindlicher Bindung bei Hilfen außerhalb 

der eigenen Familie, 
• Unterstützung bei Verselbstständigung und Über-

gangsgestaltung  
• Beratung und Unterstützung der Pflegeeltern, 
• Heimerziehung und Inobhutnahmen 
erörtert.

In der Diskussion wurde deutlich, dass aus empiri-
scher Sicht vieles bekannt ist, aber sich die Kennt-
nisnahme von diesen Untersuchungen zum Teil noch 
unzureichend gestaltet. Im Rahmen der Diskussion zu 
Standards im Kontext der Elternarbeit können diese 
der Beziehungsqualität der Arbeit entgegenstehen, 
wenn der Rahmen zu eng gesteckt ist. Die Grenzen 
der Elternarbeit bei fehlenden Möglichkeiten der 
leiblichen Bezugsperson müssen Berücksichtigung 
finden. Die geteilte Zuständigkeit – insbesondere 
bei behinderten Kindern – sollte abgebaut werden, 
damit eine Nachbetreuung auch mit längerfristiger 
Perspektive erfolgen kann. Die Rückführung ist nicht 
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7.	Junge Volljährige besser begleiten (§ 27 
Abs. 5; § 36 Abs. 2 und § 41 SGB VIII-E)

Was ist vorgesehen?

Der Referentenentwurf stärkt die Unterstützung jun-
ger Volljähriger beim Übergang in ein eigenständiges 
Leben. Hilfen sollen künftig noch stärker mit Ange-
boten der Jugendsozialarbeit, Bildung, Ausbildung 
und anderen Unterstützungssystemen verzahnt wer-
den. Geeignete Angebote der Jugendsozialarbeit ha-
ben Vorrang.

Bedeutung für die Praxis

Einrichtungen werden Übergänge in Ausbildung, Be-
ruf, Wohnen und gesellschaftliche Teilhabe noch in-
tensiver begleiten müssen. Übergangsmanagement, 
Nachbetreuung und Netzwerkarbeit gewinnen wei-
ter an Bedeutung.

Bewertung des erev

Der erev begrüßt die Stärkung der Hilfen für junge 
Volljährige ausdrücklich.

Viele Careleaver benötigen auch nach Erreichen der 
Volljährigkeit verlässliche Beziehungen und kontinu-
ierliche Unterstützung. Hilfen dürfen deshalb nicht 
an formalen Altersgrenzen enden, sondern müssen 
sich am individuellen Entwicklungsbedarf orien-
tieren. Gleichzeitig sieht der erev die Gefahr, dass 
der gesetzliche Vorrang geeigneter Angebote der 
Jugendsozialarbeit in der Praxis zu einer stärkeren 
Standardisierung der Hilfegewährung führen könn-
te. Maßgeblich muss auch künftig der individuelle 
Entwicklungsbedarf bleiben.

Übergangsmanagement und Nachbetreuung sind ei-
genständige fachliche Leistungen und müssen dau-
erhaft refinanziert werden.

8.	Unbegleitete minderjährige 
Ausländer:innen (§§ 42a ff. SGB VIII-E)

Was ist vorgesehen?

Der Referentenentwurf enthält Änderungen bei der 
Aufnahme, Verteilung und Betreuung unbegleiteter 
minderjähriger Ausländer. Ziel ist eine schnellere 
und einheitlichere Verteilung sowie eine Entlastung 
der Jugendämter.

Bedeutung für die Praxis

Die Erfahrungen der vergangenen Jahre haben ge-
zeigt, dass Einrichtungen kurzfristig erhebliche zu-
sätzliche Kapazitäten schaffen mussten. Gleichzeitig 
waren freie Träger gezwungen, Personal einzustel-
len, Immobilien anzumieten und neue Angebote 
aufzubauen, ohne eine langfristige Finanzierungssi-
cherheit zu haben.

Bewertung des erev

Der erev begrüßt die Vereinfachung der Verfahren.

Gleichzeitig zeigen die Erfahrungen mit unbegleite-
ten minderjährigen Ausländer:innen sehr deutlich, 
dass Flexibilität und Krisenreaktionsfähigkeit nicht 
ohne Vorhaltestrukturen möglich sind.

Wer von freien Trägern erwartet, kurzfristig zusätz-
liche Plätze und Personal bereitzustellen, muss auch 
bereit sein, die hierfür notwendigen Vorhaltekosten 
zu finanzieren. Krisenfestigkeit entsteht nicht erst in 
der Krise, sondern durch dauerhaft leistungsfähige 
Strukturen.

9.	Leistungs-, Entgelt- und 
Qualitätsvereinbarungen (§ 77 sowie 
78a-78g SGB VIII-E)

Was ist vorgesehen?

Der Referentenentwurf hält am bewährten System 
der prospektiven Leistungs-, Entgelt- und Qualitäts-
entwicklungsvereinbarungen fest. Gleichzeitig wer-
den Qualitätsentwicklung und Wirkungsorientierung 
weiter gestärkt.

Bedeutung für die Praxis

Für Einrichtungen bleiben die bestehenden Finanzie-
rungsstrukturen grundsätzlich erhalten. Gleichzeitig 
steigen die Anforderungen an Qualitätsmanage-
ment, Evaluation, Dokumentation und Organisati-
onsentwicklung weiter an. Hinzu kommen steigende 
Personal- und Sachkosten sowie zusätzliche Anfor-
derungen durch Inklusion und Kooperation.

Bewertung des erev

Der erev begrüßt ausdrücklich, dass das System der 
prospektiven Entgeltvereinbarungen erhalten bleibt.

Gleichzeitig sieht der Verband weiteren Handlungs-
bedarf:
•	 Tarifsteigerungen sowie gesetzliche Kostenstei-
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»SGB-VIII-Reform: Mitreden –Mitgestalten«
Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Kolleginnen und Kollegen,

Ausgangssituation
In unserem Rundschreiben 1/2019 haben wir Sie auf 
den aktuellen Prozess im Kontext der Weiterentwick-
lung der Kinder- und Jugendhilfe Mitreden – Mitge-
stalten hingewiesen. 
 Im Rahmen des Prozesses der Arbeitsgruppe wurden 
bisher folgende Themen bearbeitet:
• Wirksamer Kinderschutz und mehr Kooperation
• Unterbringung junger Menschen außerhalb der 

eigenen Familie 

Als Parallelprozess wurde eine wissenschaftliche 
Erhebung zum Thema hochproblematische Kinder-
schutzverläufe: Betroffenen eine Stimme geben in-
itiiert. 

1. Wirksamer Kinderschutz  
und mehr Kooperation  

In der Diskussion zum Thema Kinderschutz und mehr 
Kooperation wurden unter anderem folgende Berei-
che diskutiert:
• Heimaufsicht,
• Kooperation von Kinder-, Jugendhilfe und Ge-

sundheitswesen, 
• Schnittstelle Justiz, 
• Beteiligung, 
• Auslandsmaßnahmen und die Anmerkungen aus 

dem öffentlichen Forum.

Beispielhaft werden wesentliche Punkte aus der 
Diskussion zu diesem Schwerpunkt im Folgenden 
dargestellt. Diese spiegeln nicht die Ergebnisse der 
Arbeitsgruppe, sondern die wesentlichen Diskussions-
stränge wider. 

• Die Weitergabe von Informationen im Kontext 
familienrechtlicher Verfahren muss eine Passung 
zu den schutzbedürftigen Daten der jungen Men-
schen und Familien aufweisen. 

• Auslandsmaßnahmen sind unter der Perspektive 
geeignet und notwendig zu betrachten und nicht 
als letztes »pädagogisches Mittel«.

• Die Definition von »Zuverlässigkeit des Trägers« 
im Kontext der Diskussion zum Thema Heimauf-
sicht ist zu präzisieren und genauer zu fassen.

• Die »Trägerautonomie beim Liquiditätsnachweis« 
ist zu beachten.

• Die Ombudsstellen sind unabhängig und regelhaft 
zu finanzieren. 

• Der Einrichtungsbegriff sollte familienanaloge 
Wohnformen umfassen.

• Grundsätzlich gilt, dass formalisierte Meldever-
fahren im Rahmen des Kinder schutzes die Gefahr 
der Verantwortungsdelegation mit sich bringen.

• Schutzkonzepte für junge Menschen in Gemein-
schaftsunterkünften sind notwendig.

• Überstandardisierungen im Rahmen der Diskus-
sion zum Kinderschutz bringen die Gefahr der 
fehlenden passenden Hilfen mit sich.

• Junge Volljährige sind oft dem Verschiebebahnhof 
zwischen dem SGB VIII und dem SGB XII ausge-
setzt. 

• Der Begriff der Mitwirkungsbereitschaft ist zu 
streichen und hierbei die inklusive Umgestaltung 
der Maßnahmen zu berücksichtigen.

2. Unterbringung außerhalb der eigenen Familie: 
Kindesinteressen wahren – Eltern unterstützen 
– Familien stärken

Im Rahmen der Diskussion wurden folgende Punkte 
• Beteiligung, Beratung und Unterstützung der El-

tern,
• Schutz kindlicher Bindung bei Hilfen außerhalb 

der eigenen Familie, 
• Unterstützung bei Verselbstständigung und Über-

gangsgestaltung  
• Beratung und Unterstützung der Pflegeeltern, 
• Heimerziehung und Inobhutnahmen 
erörtert.

In der Diskussion wurde deutlich, dass aus empiri-
scher Sicht vieles bekannt ist, aber sich die Kennt-
nisnahme von diesen Untersuchungen zum Teil noch 
unzureichend gestaltet. Im Rahmen der Diskussion zu 
Standards im Kontext der Elternarbeit können diese 
der Beziehungsqualität der Arbeit entgegenstehen, 
wenn der Rahmen zu eng gesteckt ist. Die Grenzen 
der Elternarbeit bei fehlenden Möglichkeiten der 
leiblichen Bezugsperson müssen Berücksichtigung 
finden. Die geteilte Zuständigkeit – insbesondere 
bei behinderten Kindern – sollte abgebaut werden, 
damit eine Nachbetreuung auch mit längerfristiger 
Perspektive erfolgen kann. Die Rückführung ist nicht 
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gerungen müssen zeitnah refinanziert werden.
•	 Qualitätsentwicklung, Digitalisierung, Fachbera-

tung und Organisationsentwicklung müssen voll-
ständig berücksichtigt werden.

•	 Die Verfahren zur Leistungs- und Entgeltverein-
barung sollten deutlich entbürokratisiert werden.

•	 Wirkungsorientierung darf nicht auf Kennzahlen 
reduziert werden. Pädagogische Wirkung ent-
steht durch tragfähige Beziehungen, fachliche 
Qualität und Kontinuität.

Ausdrücklich kritisiert der erev, dass der Referenten-
entwurf die seit Jahren geforderte Schiedsstellen-
fähigkeit für ambulante Leistungen weiterhin nicht 
aufgreift.

Während für stationäre und teilstationäre Leis-
tungen ein Schiedsstellenverfahren zur Verfügung 
steht, besteht für ambulante Leistungen nach wie 
vor keine verbindliche Möglichkeit, festgefahrene 
Entgeltverhandlungen unabhängig klären zu lassen. 
Dies führt zu einem strukturellen Ungleichgewicht 
zulasten ambulanter Angebote und erschwert insbe-
sondere kleineren freien Trägern eine auskömmliche 
Finanzierung.

Der erev fordert deshalb weiterhin die gesetzliche 
Einführung einer Schiedsstellenfähigkeit auch für 
ambulante Leistungen.

10.	Jugendhilfeplanung und 
Gesamtverantwortung (§§ 79, 80 und 
80a SGB VIII-E)

Was ist vorgesehen?

Der Referentenentwurf stärkt die Jugendhilfepla-
nung als strategisches Instrument für den Ausbau 
sozialräumlicher Infrastruktur, präventiver Angebote 
und inklusiver Leistungen.

Bedeutung für die Praxis

Jugendhilfeplanung wird künftig noch stärker 
Grundlage für die Entwicklung regionaler Angebots-
strukturen sein. Einrichtungen werden intensiver in 
Planungs-, Beteiligungs- und Entwicklungsprozesse 
eingebunden sein.

Bewertung des erev

Der erev begrüßt die Stärkung der Jugendhilfepla-
nung.

Sie kann ihre Wirkung jedoch nur entfalten, wenn sie 
als gemeinsamer Prozess öffentlicher und freier Trä-

ger verstanden wird. Freie Träger verfügen über um-
fangreiche Praxiserfahrungen und müssen deshalb 
verbindlich an Planungsprozessen beteiligt werden.

Jugendhilfeplanung benötigt darüber hinaus ausrei-
chende personelle und finanzielle Ressourcen. Sie 
darf sich nicht auf die Verwaltung knapper Mittel 
beschränken, sondern muss Grundlage einer be-
darfsgerechten Angebotsentwicklung sein.

11.	 Inklusive Kinder- und Jugendhilfe 
(§ 10 Abs. 5 SGB VIII-E sowie 
Übergangsregelungen)

Was ist vorgesehen?

Der Referentenentwurf verschiebt die vollständige 
Umsetzung der inklusiven Kinder- und Jugendhilfe 
auf das Jahr 2033. Gleichzeitig erhalten die Länder 
die Möglichkeit, die Gesamtzuständigkeit bereits 
vorher in Modellregionen zu erproben.

Bedeutung für die Praxis

Die verlängerte Übergangsphase schafft Zeit für die 
Weiterentwicklung von Konzepten, Qualifizierung 
und Organisationsentwicklung. Gleichzeitig müssen 
sich öffentliche und freie Träger bereits heute auf 
die künftigen Veränderungen vorbereiten.

Bewertung des erev

Der erev unterstützt den schrittweisen Übergang 
ausdrücklich.

Die zusätzliche Zeit darf jedoch nicht dazu führen, 
notwendige Investitionen aufzuschieben. Inklusion 
ist kein organisatorischer Zwischenschritt, sondern 
ein umfassender fachlicher Transformationsprozess.

Er erfordert Investitionen in Personal, Qualifizierung, 
Organisationsentwicklung, digitale Infrastruktur und 
barrierefreie Angebote. Diese Transformationskosten 
müssen dauerhaft finanziert werden.

12.	Was aus Sicht des erev im 
Referentenentwurf noch fehlt

Der Referentenentwurf enthält zahlreiche fachlich 
überzeugende Ansätze. Aus Sicht des erev bestehen 
jedoch weiterhin Regelungslücken, die im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren aufgegriffen werden soll-
ten.
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Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe  
»SGB-VIII-Reform: Mitreden –Mitgestalten«
Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Kolleginnen und Kollegen,

Ausgangssituation
In unserem Rundschreiben 1/2019 haben wir Sie auf 
den aktuellen Prozess im Kontext der Weiterentwick-
lung der Kinder- und Jugendhilfe Mitreden – Mitge-
stalten hingewiesen. 
 Im Rahmen des Prozesses der Arbeitsgruppe wurden 
bisher folgende Themen bearbeitet:
• Wirksamer Kinderschutz und mehr Kooperation
• Unterbringung junger Menschen außerhalb der 

eigenen Familie 

Als Parallelprozess wurde eine wissenschaftliche 
Erhebung zum Thema hochproblematische Kinder-
schutzverläufe: Betroffenen eine Stimme geben in-
itiiert. 

1. Wirksamer Kinderschutz  
und mehr Kooperation  

In der Diskussion zum Thema Kinderschutz und mehr 
Kooperation wurden unter anderem folgende Berei-
che diskutiert:
• Heimaufsicht,
• Kooperation von Kinder-, Jugendhilfe und Ge-

sundheitswesen, 
• Schnittstelle Justiz, 
• Beteiligung, 
• Auslandsmaßnahmen und die Anmerkungen aus 

dem öffentlichen Forum.

Beispielhaft werden wesentliche Punkte aus der 
Diskussion zu diesem Schwerpunkt im Folgenden 
dargestellt. Diese spiegeln nicht die Ergebnisse der 
Arbeitsgruppe, sondern die wesentlichen Diskussions-
stränge wider. 

• Die Weitergabe von Informationen im Kontext 
familienrechtlicher Verfahren muss eine Passung 
zu den schutzbedürftigen Daten der jungen Men-
schen und Familien aufweisen. 

• Auslandsmaßnahmen sind unter der Perspektive 
geeignet und notwendig zu betrachten und nicht 
als letztes »pädagogisches Mittel«.

• Die Definition von »Zuverlässigkeit des Trägers« 
im Kontext der Diskussion zum Thema Heimauf-
sicht ist zu präzisieren und genauer zu fassen.

• Die »Trägerautonomie beim Liquiditätsnachweis« 
ist zu beachten.

• Die Ombudsstellen sind unabhängig und regelhaft 
zu finanzieren. 

• Der Einrichtungsbegriff sollte familienanaloge 
Wohnformen umfassen.

• Grundsätzlich gilt, dass formalisierte Meldever-
fahren im Rahmen des Kinder schutzes die Gefahr 
der Verantwortungsdelegation mit sich bringen.

• Schutzkonzepte für junge Menschen in Gemein-
schaftsunterkünften sind notwendig.

• Überstandardisierungen im Rahmen der Diskus-
sion zum Kinderschutz bringen die Gefahr der 
fehlenden passenden Hilfen mit sich.

• Junge Volljährige sind oft dem Verschiebebahnhof 
zwischen dem SGB VIII und dem SGB XII ausge-
setzt. 

• Der Begriff der Mitwirkungsbereitschaft ist zu 
streichen und hierbei die inklusive Umgestaltung 
der Maßnahmen zu berücksichtigen.

2. Unterbringung außerhalb der eigenen Familie: 
Kindesinteressen wahren – Eltern unterstützen 
– Familien stärken

Im Rahmen der Diskussion wurden folgende Punkte 
• Beteiligung, Beratung und Unterstützung der El-

tern,
• Schutz kindlicher Bindung bei Hilfen außerhalb 

der eigenen Familie, 
• Unterstützung bei Verselbstständigung und Über-

gangsgestaltung  
• Beratung und Unterstützung der Pflegeeltern, 
• Heimerziehung und Inobhutnahmen 
erörtert.

In der Diskussion wurde deutlich, dass aus empiri-
scher Sicht vieles bekannt ist, aber sich die Kennt-
nisnahme von diesen Untersuchungen zum Teil noch 
unzureichend gestaltet. Im Rahmen der Diskussion zu 
Standards im Kontext der Elternarbeit können diese 
der Beziehungsqualität der Arbeit entgegenstehen, 
wenn der Rahmen zu eng gesteckt ist. Die Grenzen 
der Elternarbeit bei fehlenden Möglichkeiten der 
leiblichen Bezugsperson müssen Berücksichtigung 
finden. Die geteilte Zuständigkeit – insbesondere 
bei behinderten Kindern – sollte abgebaut werden, 
damit eine Nachbetreuung auch mit längerfristiger 
Perspektive erfolgen kann. Die Rückführung ist nicht 
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Schiedsstellenfähigkeit für ambulante Leistungen

Die Einführung einer Schiedsstellenfähigkeit für am-
bulante Leistungen bleibt eine der zentralen offenen 
Fragen.

Während für stationäre und teilstationäre Leistun-
gen ein Schiedsstellenverfahren zur Verfügung steht, 
fehlt für ambulante Hilfen weiterhin ein verbindli-
cher Konfliktlösungsmechanismus bei Leistungs- 
und Entgeltvereinbarungen.

Gerade ambulante Hilfen gewinnen im Zuge der 
stärkeren Präventions- und Sozialraumorientierung 
weiter an Bedeutung. Umso wichtiger ist es, ver-
gleichbare und faire Rahmenbedingungen für ambu-
lante und stationäre Leistungen zu schaffen.

Der erev setzt sich deshalb weiterhin für die Ein-
führung einer gesetzlichen Schiedsstellenfähigkeit 
auch für ambulante Leistungen ein.

Finanzierung von Vorhaltestrukturen

Die vergangenen Jahre haben gezeigt, dass freie Trä-
ger erhebliche personelle und organisatorische Ka-
pazitäten vorhalten müssen, um kurzfristig auf ge-
sellschaftliche Entwicklungen reagieren zu können.

Dies wurde insbesondere bei der Aufnahme unbe-
gleiteter minderjähriger Ausländer:innen, während 
der Corona-Pandemie sowie angesichts steigender 
Anforderungen im Kinderschutz deutlich.

Der Referentenentwurf enthält hierzu keine ausrei-
chenden Regelungen.

Der erev fordert deshalb, Vorhaltestrukturen künf-
tig ausdrücklich als refinanzierungsfähigen Be-
standteil der Finanzierung anzuerkennen.

Finanzierung der inklusiven Transformation

Die Umsetzung der inklusiven Kinder- und Jugend-
hilfe wird erhebliche Investitionen in Personal, Qua-
lifizierung, Organisationsentwicklung, Digitalisie-
rung und barrierefreie Angebote erfordern.

Der Referentenentwurf beschreibt die fachlichen 
Ziele, enthält jedoch keine ausreichenden Aussa-
gen zur Finanzierung dieser Transformationspro-
zesse.

Der erev fordert deshalb ein gemeinsames Finan-
zierungsprogramm von Bund, Ländern und Kom-
munen zur Umsetzung der inklusiven Kinder- und 
Jugendhilfe.

Fachkräftesicherung

Die erfolgreiche Umsetzung nahezu aller Reformvor-
haben hängt entscheidend von ausreichend qualifi-
zierten Fachkräften ab.

Der Fachkräftemangel stellt bereits heute eine der 
größten Herausforderungen der Kinder- und Ju-
gendhilfe dar.

Neue gesetzliche Aufgaben können nur umgesetzt 
werden, wenn Personalgewinnung, Qualifizierung, 
Personalbindung sowie Leitungs- und Fachbera-
tungsstrukturen dauerhaft finanziert werden.

13. Zusammenfassende Bewertung des erev

Der Referentenentwurf setzt wichtige Impulse für 
die Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe. 
Insbesondere die stärkere Orientierung an Präventi-
on, Sozialraum, Inklusion und Kooperation entspricht 
langjährigen fachlichen Forderungen.

Gleichzeitig verändert der Gesetzentwurf die Steue-
rungslogik der Kinder- und Jugendhilfe. Sozialräum-
liche Infrastrukturangebote, Netzwerke und Präven-
tion erhalten künftig ein deutlich höheres Gewicht.

Der erev begrüßt diese Entwicklung ausdrücklich.

Sozialräumliche Angebote können Familien frühzei-
tig unterstützen, Teilhabe fördern und Hilfen besser 
miteinander vernetzen.

Sie dürfen jedoch nicht an die Stelle individueller 
Hilfen treten.

Der individuelle Rechtsanspruch auf Hilfen zur Er-
ziehung sowie das Wunsch- und Wahlrecht müssen 
uneingeschränkt erhalten bleiben.

Der Erfolg der Reform wird maßgeblich davon ab-
hängen, ob die fachlichen Ziele mit einer verlässli-
chen Finanzierung verbunden werden.

Neue Aufgaben benötigen zusätzliche Ressourcen.

Dies betrifft insbesondere
•	 die sozialräumliche Angebotsentwicklung,
•	 Prävention,
•	 Inklusion,
•	 Jugendhilfeplanung,
•	 Kooperation,
•	 Qualitätsentwicklung,
•	 Digitalisierung,
•	 Fachkräftegewinnung
•	 sowie Krisenvorsorge und Vorhaltestrukturen.
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»SGB-VIII-Reform: Mitreden –Mitgestalten«
Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Kolleginnen und Kollegen,

Ausgangssituation
In unserem Rundschreiben 1/2019 haben wir Sie auf 
den aktuellen Prozess im Kontext der Weiterentwick-
lung der Kinder- und Jugendhilfe Mitreden – Mitge-
stalten hingewiesen. 
 Im Rahmen des Prozesses der Arbeitsgruppe wurden 
bisher folgende Themen bearbeitet:
• Wirksamer Kinderschutz und mehr Kooperation
• Unterbringung junger Menschen außerhalb der 

eigenen Familie 

Als Parallelprozess wurde eine wissenschaftliche 
Erhebung zum Thema hochproblematische Kinder-
schutzverläufe: Betroffenen eine Stimme geben in-
itiiert. 

1. Wirksamer Kinderschutz  
und mehr Kooperation  

In der Diskussion zum Thema Kinderschutz und mehr 
Kooperation wurden unter anderem folgende Berei-
che diskutiert:
• Heimaufsicht,
• Kooperation von Kinder-, Jugendhilfe und Ge-

sundheitswesen, 
• Schnittstelle Justiz, 
• Beteiligung, 
• Auslandsmaßnahmen und die Anmerkungen aus 

dem öffentlichen Forum.

Beispielhaft werden wesentliche Punkte aus der 
Diskussion zu diesem Schwerpunkt im Folgenden 
dargestellt. Diese spiegeln nicht die Ergebnisse der 
Arbeitsgruppe, sondern die wesentlichen Diskussions-
stränge wider. 

• Die Weitergabe von Informationen im Kontext 
familienrechtlicher Verfahren muss eine Passung 
zu den schutzbedürftigen Daten der jungen Men-
schen und Familien aufweisen. 

• Auslandsmaßnahmen sind unter der Perspektive 
geeignet und notwendig zu betrachten und nicht 
als letztes »pädagogisches Mittel«.

• Die Definition von »Zuverlässigkeit des Trägers« 
im Kontext der Diskussion zum Thema Heimauf-
sicht ist zu präzisieren und genauer zu fassen.

• Die »Trägerautonomie beim Liquiditätsnachweis« 
ist zu beachten.

• Die Ombudsstellen sind unabhängig und regelhaft 
zu finanzieren. 

• Der Einrichtungsbegriff sollte familienanaloge 
Wohnformen umfassen.

• Grundsätzlich gilt, dass formalisierte Meldever-
fahren im Rahmen des Kinder schutzes die Gefahr 
der Verantwortungsdelegation mit sich bringen.

• Schutzkonzepte für junge Menschen in Gemein-
schaftsunterkünften sind notwendig.

• Überstandardisierungen im Rahmen der Diskus-
sion zum Kinderschutz bringen die Gefahr der 
fehlenden passenden Hilfen mit sich.

• Junge Volljährige sind oft dem Verschiebebahnhof 
zwischen dem SGB VIII und dem SGB XII ausge-
setzt. 

• Der Begriff der Mitwirkungsbereitschaft ist zu 
streichen und hierbei die inklusive Umgestaltung 
der Maßnahmen zu berücksichtigen.

2. Unterbringung außerhalb der eigenen Familie: 
Kindesinteressen wahren – Eltern unterstützen 
– Familien stärken

Im Rahmen der Diskussion wurden folgende Punkte 
• Beteiligung, Beratung und Unterstützung der El-

tern,
• Schutz kindlicher Bindung bei Hilfen außerhalb 

der eigenen Familie, 
• Unterstützung bei Verselbstständigung und Über-

gangsgestaltung  
• Beratung und Unterstützung der Pflegeeltern, 
• Heimerziehung und Inobhutnahmen 
erörtert.

In der Diskussion wurde deutlich, dass aus empiri-
scher Sicht vieles bekannt ist, aber sich die Kennt-
nisnahme von diesen Untersuchungen zum Teil noch 
unzureichend gestaltet. Im Rahmen der Diskussion zu 
Standards im Kontext der Elternarbeit können diese 
der Beziehungsqualität der Arbeit entgegenstehen, 
wenn der Rahmen zu eng gesteckt ist. Die Grenzen 
der Elternarbeit bei fehlenden Möglichkeiten der 
leiblichen Bezugsperson müssen Berücksichtigung 
finden. Die geteilte Zuständigkeit – insbesondere 
bei behinderten Kindern – sollte abgebaut werden, 
damit eine Nachbetreuung auch mit längerfristiger 
Perspektive erfolgen kann. Die Rückführung ist nicht 
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Kinder- und Jugendhilfe ist eine kritische sozia-
le Infrastruktur. Investitionen in ihre Qualität und 
Leistungsfähigkeit sind Investitionen in Bildung, 
Teilhabe, Kinderschutz und gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt.

Die neun Kernbotschaften des erev

1.	 Der Referentenentwurf entwickelt die Kinder- 
und Jugendhilfe in die richtige Richtung.

Der erev begrüßt, dass der aktuelle Referentenent-
wurf gegenüber früheren Arbeitsständen die Orien-
tierung am individuellen Bedarf junger Menschen 
sowie die Bedeutung individueller Rechtsansprüche 
stärker herausarbeitet. Die stärkere Ausrichtung auf 
Prävention, Sozialraumorientierung, Inklusion und 
Kooperation greift zentrale fachliche Entwicklungen 
der Kinder- und Jugendhilfe auf.

Die Forderung des erev: Die positive Grundrich-
tung sollte im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
konsequent beibehalten und an den Stellen nach-
geschärft werden, an denen individuelle Rechtsan-
sprüche oder die Umsetzung in der Praxis gefährdet 
sein könnten.

2.	 Sozialräumliche Infrastruktur und individuelle 
Hilfen müssen sich ergänzen – nicht ersetzen.

Der Ausbau präventiver und sozialräumlicher Ange-
bote ist fachlich richtig und notwendig. Gleichzeitig 
verändert der Referentenentwurf die Steuerungs-
logik der Kinder- und Jugendhilfe. Sozialräumliche 
Infrastruktur darf deshalb individuelle Hilfen nicht 
ersetzen.

Die Forderung des erev: Der Gesetzgeber sollte 
ausdrücklich klarstellen, dass sozialräumliche In-
frastrukturangebote individuelle Hilfen ergänzen, 
jedoch nicht an deren Stelle treten dürfen. Maßstab 
jeder Hilfeentscheidung muss weiterhin der indivi-
duell festgestellte Bedarf des jungen Menschen 
sein.

3.	 Individuelle Rechtsansprüche müssen das 
tragende Prinzip des SGB VIII bleiben.

Der Referentenentwurf wahrt die individuellen 
Rechtsansprüche grundsätzlich. Gleichzeitig verän-
dern einzelne Regelungen die Hilfeplanung und die 
Hilfegewährung.

Die Forderung des erev: Der Gesetzgeber sollte ge-
setzlich verdeutlichen, dass Hilfeentscheidungen 
ausschließlich am individuellen Bedarf auszurichten 

sind und weder fiskalische Erwägungen noch vor-
handene Angebotsstrukturen die fachliche Entschei-
dung ersetzen dürfen.

4.	 Hilfen für junge Volljährige müssen am 
individuellen Entwicklungsbedarf ausgerichtet 
bleiben.

Der Referentenentwurf hebt den Rechtsanspruch 
junger Volljähriger nicht auf. Durch den Vorrang ge-
eigneter Angebote der Jugendsozialarbeit verändert 
er jedoch die gesetzliche Steuerungslogik der Hilfe-
gewährung.

Die Forderung des erev: Der Gesetzgeber sollte si-
cherstellen, dass Hilfen für junge Volljährige auch 
künftig ausschließlich nach dem individuellen Ent-
wicklungsbedarf gewährt werden und nicht faktisch 
durch weniger intensive oder standardisierte Ange-
bote ersetzt werden.

5.	 Verantwortungsgemeinschaft braucht eine 
gleichwertige Partnerschaft.

Die Stärkung der Zusammenarbeit öffentlicher und 
freier Träger wird ausdrücklich begrüßt. Verant-
wortungsgemeinschaft bedeutet jedoch mehr als 
Kooperation. Sie setzt gleichwertige Beteiligung, 
gegenseitiges Vertrauen und verlässliche Rahmen-
bedingungen voraus.

Die Forderung des erev: Die Verantwortungsge-
meinschaft zwischen öffentlichen und freien Trägern 
muss auch finanziell und strukturell auf Augenhö-
he ausgestaltet werden. Neue Anforderungen an 
Kooperation, Innovation und Qualitätsentwicklung 
sind vollständig zu refinanzieren.

6. Die Finanzierung muss der Fachlichkeit folgen.

Das System prospektiver Leistungs- und Entgeltver-
einbarungen hat sich bewährt. Gleichzeitig reichen 
die bestehenden Finanzierungsinstrumente nicht 
aus, um die erweiterten fachlichen Anforderungen 
dauerhaft abzubilden.

Die Forderung des erev: Tarifsteigerungen, gesetz-
lich bedingte Mehrkosten, Qualitätsentwicklung, 
Digitalisierung, Kooperation, Fachberatung, Orga-
nisationsentwicklung sowie Vorhalte- und Transfor-
mationskosten müssen vollständig refinanziert wer-
den. Leistungs- und Entgeltverfahren sind zugleich 
deutlich zu entbürokratisieren.
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Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe  
»SGB-VIII-Reform: Mitreden –Mitgestalten«
Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Kolleginnen und Kollegen,

Ausgangssituation
In unserem Rundschreiben 1/2019 haben wir Sie auf 
den aktuellen Prozess im Kontext der Weiterentwick-
lung der Kinder- und Jugendhilfe Mitreden – Mitge-
stalten hingewiesen. 
 Im Rahmen des Prozesses der Arbeitsgruppe wurden 
bisher folgende Themen bearbeitet:
• Wirksamer Kinderschutz und mehr Kooperation
• Unterbringung junger Menschen außerhalb der 

eigenen Familie 

Als Parallelprozess wurde eine wissenschaftliche 
Erhebung zum Thema hochproblematische Kinder-
schutzverläufe: Betroffenen eine Stimme geben in-
itiiert. 

1. Wirksamer Kinderschutz  
und mehr Kooperation  

In der Diskussion zum Thema Kinderschutz und mehr 
Kooperation wurden unter anderem folgende Berei-
che diskutiert:
• Heimaufsicht,
• Kooperation von Kinder-, Jugendhilfe und Ge-

sundheitswesen, 
• Schnittstelle Justiz, 
• Beteiligung, 
• Auslandsmaßnahmen und die Anmerkungen aus 

dem öffentlichen Forum.

Beispielhaft werden wesentliche Punkte aus der 
Diskussion zu diesem Schwerpunkt im Folgenden 
dargestellt. Diese spiegeln nicht die Ergebnisse der 
Arbeitsgruppe, sondern die wesentlichen Diskussions-
stränge wider. 

• Die Weitergabe von Informationen im Kontext 
familienrechtlicher Verfahren muss eine Passung 
zu den schutzbedürftigen Daten der jungen Men-
schen und Familien aufweisen. 

• Auslandsmaßnahmen sind unter der Perspektive 
geeignet und notwendig zu betrachten und nicht 
als letztes »pädagogisches Mittel«.

• Die Definition von »Zuverlässigkeit des Trägers« 
im Kontext der Diskussion zum Thema Heimauf-
sicht ist zu präzisieren und genauer zu fassen.

• Die »Trägerautonomie beim Liquiditätsnachweis« 
ist zu beachten.

• Die Ombudsstellen sind unabhängig und regelhaft 
zu finanzieren. 

• Der Einrichtungsbegriff sollte familienanaloge 
Wohnformen umfassen.

• Grundsätzlich gilt, dass formalisierte Meldever-
fahren im Rahmen des Kinder schutzes die Gefahr 
der Verantwortungsdelegation mit sich bringen.

• Schutzkonzepte für junge Menschen in Gemein-
schaftsunterkünften sind notwendig.

• Überstandardisierungen im Rahmen der Diskus-
sion zum Kinderschutz bringen die Gefahr der 
fehlenden passenden Hilfen mit sich.

• Junge Volljährige sind oft dem Verschiebebahnhof 
zwischen dem SGB VIII und dem SGB XII ausge-
setzt. 

• Der Begriff der Mitwirkungsbereitschaft ist zu 
streichen und hierbei die inklusive Umgestaltung 
der Maßnahmen zu berücksichtigen.

2. Unterbringung außerhalb der eigenen Familie: 
Kindesinteressen wahren – Eltern unterstützen 
– Familien stärken

Im Rahmen der Diskussion wurden folgende Punkte 
• Beteiligung, Beratung und Unterstützung der El-

tern,
• Schutz kindlicher Bindung bei Hilfen außerhalb 

der eigenen Familie, 
• Unterstützung bei Verselbstständigung und Über-

gangsgestaltung  
• Beratung und Unterstützung der Pflegeeltern, 
• Heimerziehung und Inobhutnahmen 
erörtert.

In der Diskussion wurde deutlich, dass aus empiri-
scher Sicht vieles bekannt ist, aber sich die Kennt-
nisnahme von diesen Untersuchungen zum Teil noch 
unzureichend gestaltet. Im Rahmen der Diskussion zu 
Standards im Kontext der Elternarbeit können diese 
der Beziehungsqualität der Arbeit entgegenstehen, 
wenn der Rahmen zu eng gesteckt ist. Die Grenzen 
der Elternarbeit bei fehlenden Möglichkeiten der 
leiblichen Bezugsperson müssen Berücksichtigung 
finden. Die geteilte Zuständigkeit – insbesondere 
bei behinderten Kindern – sollte abgebaut werden, 
damit eine Nachbetreuung auch mit längerfristiger 
Perspektive erfolgen kann. Die Rückführung ist nicht 
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7.	 Ambulante Leistungen müssen finanziell und 
rechtlich gleichgestellt werden.

Mit der zunehmenden Bedeutung ambulanter, prä-
ventiver und sozialräumlicher Leistungen muss auch 
deren Finanzierung weiterentwickelt werden.

Die Forderung des erev: Der Gesetzgeber sollte eine 
gesetzliche Schiedsstellenfähigkeit für ambulante 
Leistungen schaffen, damit für alle Leistungsformen 
gleichwertige und faire Rahmenbedingungen bei 
Leistungs- und Entgeltvereinbarungen gelten.

8.	 Inklusion braucht verbindliche Umsetzung, 
ausreichende Finanzierung und bundesweit 
vergleichbare Standards.

Der erev unterstützt die inklusive Weiterentwick-
lung der Kinder- und Jugendhilfe ausdrücklich. Der 
verlängerte Übergangszeitraum bietet die Chance 
für eine sorgfältige Umsetzung, darf jedoch nicht 
zu einem Aufschub notwendiger Investitionen füh-
ren.

Die Forderung des erev: Bund, Länder und Kommu-
nen sollten die Übergangszeit aktiv für den Aufbau 
inklusiver Strukturen nutzen und hierfür ein verbind-
liches Finanzierungsprogramm auflegen. Länderspe-
zifische Erprobungen dürfen nicht zu unterschied-
lichen Rechtsansprüchen oder Qualitätsstandards 
führen.

9. Kinder- und Jugendhilfe ist Zukunftspolitik.

Der Referentenentwurf entwickelt die Kinder- und 
Jugendhilfe auf mehreren Ebenen weiter: Er stärkt 
Prävention, Sozialraumorientierung, Inklusion und 
Kooperation, entwickelt die Verantwortungsgemein-
schaft fort und erweitert die Anforderungen an Pla-
nung, Qualität und Finanzierung.

Die Forderung des erev: Die Reform sollte als Zu-
kunftsinvestition verstanden werden. Kinder- und 
Jugendhilfe ist eine unverzichtbare soziale Infra-
struktur. Bund, Länder und Kommunen müssen die 
notwendigen finanziellen und rechtlichen Rahmen-
bedingungen schaffen, damit Prävention, Kinder-
schutz, Erziehung, Bildung, Teilhabe und Inklusion 
dauerhaft auf hohem fachlichen Niveau gewährleis-
tet werden können.

Der Referentenentwurf setzt wichtige fachliche Im-
pulse für eine präventivere, inklusivere und sozial-
räumlich orientierte Kinder- und Jugendhilfe. Sein 
Erfolg wird jedoch davon abhängen, dass individuel-
le Rechtsansprüche gewahrt bleiben, öffentliche und 
freie Träger in einer Verantwortungsgemeinschaft 

zusammenarbeiten und die erweiterten fachlichen 
Anforderungen durch eine dauerhaft verlässliche Fi-
nanzierung abgesichert werden.

Hannover, 4. Juli 2026

Dr. Björn Hagen 
Geschäftsführer 
Evangelischer Erziehungsverband


